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Florian Köbler,  
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

der Ruf nach einem starken Staat wird – wieder einmal – seit der Silvester-
nacht in Neujahrsansprachen, Medienberichten und politischen Forderungen 
lauter. Vorausgegangen waren abscheuliche, widerwärtige Gewalttaten gegen 
Polizei, Feuerwehr und Rettungskräfte – unter diesen auch viele Freiwillige, die 
ihre Freizeit opfern, um anderen zu helfen. 

Die Ursachen für die Krawalle waren schnell ausgemacht: Die Aggressoren ge-
hören zu sozial abgehängten Gruppen, es mangelt an Respekt gegenüber dem 
Staat und gegenüber unseren Grundwerten. Und: Das Personal bei Polizei und 
Justiz fehlt, um die Erfordernisse unseres Rechtsstaats durchzusetzen. 

Dieser Ruf nach einem starken Staat ist wie ein ständiger Reflex, der auf solche 
Ereignisse folgt. Aber genauso regelmäßig ebbt er wieder ganz schnell ab – 
ohne dass sich an der Situation nachhaltig etwas ändert. Bereits im Jahr 2014 
warnte der dbb nach einer Umfrage unter Beschäftigten: „Die Gewalt gegen  
Bedienstete des öffentlichen Dienstes nimmt drastisch zu!“ Wirkungsvolle Kon-
sequenzen sind seither nicht erkennbar. Im Gegenteil: Es wurde immer weiter 
gespart. Weder in Technik noch in Personal wurde nachhaltig investiert.

Auch wir in der Steuerverwaltung haben es immer wieder mit Gruppen zu tun, 
die den Respekt gegenüber dem Staat und dem Gemeinwohl verloren haben –  
Gruppen, die es sich herausnehmen, über dem Gesetz zu stehen. Ich denke an 
Cum-Ex, Cum-Cum, Cum-Fake oder den täglichen Betrug in bargeldintensiven 
Bereichen. Teile der Bevölkerung suchen regelrecht nach Gesetzeslücken, um 
den Staat zu hintergehen.

Wo in der Silvesternacht rohe Gewalt durch sozial abgehängte Gruppen verübt 
wurde, wird auf der anderen Seite der Staat durch die sozial bestgestellten 
Gruppen ausgenommen wie eine Weihnachtsgans. 

Ich blicke einerseits gespannt auf die Tarifrunden zum 
TV-L und TVöD in diesem Jahr, aber auch auf die Be-

soldung der Beamtenschaft. Was wird bei den an-
stehenden Verhandlungen und Entscheidungen 
der Politik, aber auch der Gesellschaft ein hand-
lungsfähiger und motivierter öffentlicher Dienst 

wert sein? Was bleibt übrig von den Forderun-
gen nach der Silvesternacht? Wie attraktiv 
wirkt unser Berufsstand, wenn wir eine verfas-

sungskonforme Alimentation erst vor Gericht 
einklagen müssen?

Der Staat, die Demokratie muss wieder 
wehrhaft werden! Es braucht 

endlich Respekt gegenüber 
denjenigen, die sich tagtäg-

lich für das Gemeinwesen 
einsetzen und den Staat 

handlungsfähig erhalten. 
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